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Schriftliche Anfrage
der Abgeordneten Eva Gottstein FREIE WÄHLER
vom 29.04.2013

Bauanträge für Windräder in der Region 18

Ich frage die Staatsregierung:

1.	 Wie viele Bauanträge für Windräder sind seit dem Jahr 
2000 in der Region 18 gestellt worden?

2.	 An welchen Standorten wurden diese Windräder aufge-
stellt?

3.	 Wie ist der derzeitige Verfahrensstand dieser Bauanträ-
ge?

4.	 Welche Planungen zur Nutzung der Windenergie gibt es 
derzeit in der Region 18?

5.	 Welche Genehmigungsschritte sind erforderlich, wenn 
Windräder in Landschaftsschutzgebieten aufgestellt wer-
den?

6.	 Welche zeitlichen Verzögerungen sind dadurch zu er-
warten?

31.07.2013

Antwort
des Staatsministeriums für Umwelt und Gesundheit
vom 11.06.2013

Die Schriftliche Anfrage wird im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und 
Technologie wie folgt beantwortet:

Zu 1.–3.: 
Windkraftanlagen sind bis zu einer Gesamthöhe (Mast + Ro-
tor) von 10 m verfahrensfrei (Art. 57 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b 
BayBO). Bis zu einer Gesamthöhe von 50 m bedürfen sie 
der bauaufsichtlichen Genehmigung. Anlagen mit einer Ge-
samthöhe von mehr als 50 m sind immissionsschutzrechtlich 
genehmigungspflichtig. In diesem Fall entfällt wegen der 
Konzentrationswirkung der immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung das Erfordernis einer gesonderten Baugenehmi-
gung.

Die Beantwortung der Fragen wurde in der anliegenden Ta-
belle zusammengefasst. Dargestellt ist der Stand der beantrag-
ten, genehmigten oder abgelehnten Anträge auf Errichtung 
und Betrieb von Windkraftanlagen (WKA) in Bayern mit 
Stand vom März 2013. Die Informationen basieren auf einer 
Abfrage der Regierungen zu den vorhandenen bzw. beantrag-
ten WKA bei den Kreisverwaltungsbehörden. Sie sind von 
den Regierungen überprüft und in den anliegenden Tabellen 
standardisiert zusammengestellt. Zum besseren Verständnis 
ist auch ein Verzeichnis der Kreiskennziffern beigelegt. 

Es wurden alle WKA mit einer Leistung von 500 kW und 
mehr in die Beantwortung aufgenommen. Von den Kreis-
verwaltungsbehörden gemeldet wurden darüber hinaus auch 
kleinere WKA, die aber im Rahmen dieser Anfrage vernach-
lässigt wurden, da sie weniger als 0,2 % der Leistung aus-
machen.

Zu 4.:
Der Regionale Planungsverband Südostoberbayern (RPV 18) 
ist derzeit mit der Fortschreibung des Regionalplans befasst. 
Er beabsichtigt, ein regionalplanerisches Steuerungskonzept 
für die Windkraftnutzung mit Vorrang-, Vorbehalts- und 
Ausschlussgebieten zu erstellen. Zum Fortschreibungs-Ent-
wurf hat der RPV 18 ein Anhörungsverfahren durchgeführt; 
die eingegangenen Stellungnahmen werden derzeit ausge-
wertet. Der Planungsausschuss des RPV 18 wird nach Aus-
wertung über das weitere Vorgehen beraten.
 
Zu 5.:
In Landschaftsschutzgebieten ist die Errichtung von WKA 
nach den jeweiligen Landschaftsschutzgebietsverordnungen 
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grundsätzlich erlaubnispflichtig. Eine Erlaubnis kann jedoch 
nur erteilt werden, wenn der Schutzzweck der jeweiligen 
Verordnung nicht entgegensteht und der Charakter des Ge-
biets nicht verändert wird.

Nach der Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofs darf das Landschaftsschutzgebiet durch die Be-
bauung nicht funktionslos werden, sodass eine Befreiung 
nur für Fälle geringfügiger Bebauung denkbar ist, bei der 
das Schutzgebiet in seiner Substanz unberührt bleibt und der 
Schutzzweck auch weiterhin erfüllt werden kann. Darüber 
hinaus müssen Gründe des überwiegenden öffentlichen Inte-
resses oder eine im Einzelfall unzumutbare Belastung vorlie-
gen, was einen atypischen, singulären Einzelfall voraussetzt. 
Keinesfalls kommt eine Befreiung als regelmäßiges Instru-
ment zur Zulassung in Betracht. 

Um eine Zulässigkeit von WKA in Landschaftsschutzgebie-
ten zu erreichen, muss in diesen Fällen die Schutzgebiets-
verordnung geändert werden (Herausnahme des fraglichen 
Bereichs oder Zonierung). Bei der Zonierung gemäß § 22 
Abs. 1 Satz 3 BNatSchG hat der jeweils zuständige Verord-
nungsgeber (Landkreis oder Bezirk) die Möglichkeit, über 
die Einführung eines Zonierungskonzepts gezielt die Zu-
lässigkeit von WKA in unproblematischen Bereichen eines 
Landschaftsschutzgebiets zu steuern. Wesentlicher Vorteil 
gegenüber einer kompletten Herausnahme von Teilgebieten 
aus der Verordnung ist, dass das Landschaftsschutzgebiet 

dabei unzersplittert bestehen bleibt und die betreffenden 
Flächen nicht die grundsätzliche Schutzwirkung der Verord-
nung verlieren. Im Rahmen eines von der Staatsregierung 
geförderten Modellprojekts wurde für den Naturpark Alt-
mühltal ein Zonierungskonzept für die Windenergienutzung 
entwickelt, das auch auf vergleichbare Vorhaben in anderen 
Naturparken übertragen werden kann.
 
Zu 6.:
Die Genehmigungsbehörde hat gemäß § 10 Abs. 6 a BIm-
SchG nach Eingang des Antrags und der vollständigen An-
tragsunterlagen für die Durchführung des Verfahrens drei 
Monate (im vereinfachten immissionsschutzrechtlichen Ver-
fahren nach § 19 BImSchG) bzw. sieben Monate (im Geneh-
migungsverfahren nach § 10 BImSchG) Zeit. 

Die zuständige Behörde kann zudem die Frist um jeweils 
drei Monate verlängern, wenn dies wegen der Schwierigkeit 
der Prüfung oder aus Gründen, die dem Antragsteller zuzu-
rechnen sind, erforderlich ist. Die im Rahmen dieses Ver-
fahrens abzugebende naturschutzfachliche und -rechtliche 
Stellungnahme führt dabei grundsätzlich nicht zu zeitlichen 
Verzögerungen. Da die Fristen aber gemäß § 10 Abs. 6 a 
BImSchG erst mit Eingang der vollständigen erforderlichen 
Unterlagen zu laufen beginnen, kann eine nicht vollständige 
Beibringung zu Verzögerungen führen, die in diesen Fällen 
jedoch im Verantwortungsbereich des Antragstellers liegen.
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